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199 Verordnung 


zur Neugeſtaltung der Wirtſchaftsvertretungen. 
Vom 28. Juli 1934. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 71 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: 


Der Senat errichtet durch beſondere Rechtsverordnungen zur Vertretung der Wirtſchaft außer 
der durch Verordnung über die Errichtung einer öffentlich⸗rechtlichen Berufsvertretung der Danziger 
Landwirtſchaft vom 14. Juli 1933 (G. Bl. S. 313) geſchaffenen Bauernkammer 

noch zwei weitere Kammern, nämlich 

ze die Induſtrie⸗ und Handelskammer, 

2. die Handwerkskammer. : 

Die dieſen Verordnungen entgegenſtehenden Beſtimmungen werden aufgehoben. Insbeſondere 
treten, ſoweit ſie im Widerſpruch zu dieſer Verordnung und den gleichzeitig erlaſſenen Rechtsver⸗ 
ordnungen ſtehen, folgende Verordnungen außer Kraft: 

1. die Verordnung zur Vorbereitung des Aufbaues we berufsſtändiſchen Vertretungen vom 
4. Juli 1933 (G. Bl. S. 295), 

2. die Zweite Verordnung zur Vorbereitung des Aufbaues der berufsſtändiſchen Vertretungen 
vom 11. Juli 1933 (G. Bl. S. 301), 

3. die Dritte Verordnung zur Vorbereitung des Aufbaues 0 „ 5 
vom 4. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 360), 

4. Die Verordnung über die Errichtung öffentlich⸗xechtlicher Bi ebe der Induſtrie, 
des Handels, des Handwerks und des Gewerbes im Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 
4. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 361), 

5. die Verordnung betreffend die Überleitung der bisherigen Handelskammer und Handwerks⸗ 
kammer in öffentlich-rechtliche Berufsvertretungen gemäß Verordnung vom 4. a 1933 
(G. Bl. S. 361). Vom 8. August 1933 (G. Bl. S. 377). 


8 2 
Zweifel über die Zugehörigkeit zu einer der errichteten Kammern entſcheidet der Senat. Die Ent⸗ 
ſcheidung bindet Gerichte und Verwaltungsbehörden. b 
§ 3 
Bis zur Ernennung der in den einzelnen Rechtsverordnungen genannten Führer der Kammern 
erledigt ein vom Senat beſtellter Beauftragter des Senats die Geſchäfte des Führers der einzelnen 
Kammern. 
Dieſer hat weiterhin die Aufgabe, die für die Errichtung der Kanter vorgeſehenen Maß⸗ 
nahmen zu treffen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 8. 1934.) 
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— 8 4 
Bis zur Genehmigung der in den Rechtsverordnungen vorgeſehenen Statuten durch den Senat 
erledigen die im § 2 der Verordnung betr. Überleitung der bisherigen Handelskammer und Hand⸗ 
werkskammer in öffentlich⸗rechtliche Berufsvertretungen gemäß Verordnung vom 4. Auguſt 1933 (G. Bl. 
S. 361) vom 8. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 373) bezeichneten Amtsſtellen der bisherigen Kammern die 
laufenden Geſchäfte. Sie ſtehen den Beauftragten des Senats und nach der Ernennung der Führer 
der Kammern dieſen für die Durchführung ihrer Aufgaben zur Verfügung. 


8 5 
Die Verpflichtungen und die Forderungen der bisherigen Handelskammer, Handwerkskammer und 
der vorläufigen Hauptwirtſchaftskammer ſowie die weiterhin bis zur Ernennung des Führers der 
einzelnen Kammern entſtehenden Verpflichtungen und Forderungen gehen auf die entſprechenden neuen 
Kammern über. Zweifel, welche Kammer im Einzelfall berechtigt oder verpflichtet iſt, entſcheidet der 
Senat. 
86 
Die Beitragspflicht, wie ſie für die bisherige Handelskammer und Handwerkskammer beſtanden 
hat, bleibt bis zu einem vom Senat zu beſtimmenden Zeitpunkt beſtehen. Für die Veranlagung und 
Zahlung der Beiträge ſowie für die Entſcheidung über Einſprüche gelten die in der Verordnung betr. 
die Weiterzahlung von Handelskammer⸗ und Handwerkskammerbeiträgen gemäß Verordnung vom 
8. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 377) vom 29. März 1934 (St. A. Teil I, Nr. 27, vom 11. April 1934) 
getroffenen Beſtimmungen. 
8 7 f 5 
Dieſe Verordnung tritt 14 Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 28. Juli 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


200 Verordnung 


zur Errichtung der Induſtrie⸗ und Handelskammer. 
Vom 28. Juli 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 71 ſowie des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: 


I. Errichtung und Aufgaben der Kammer 


8 1 
Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wird mit dem Sitz in Danzig eine Induftrie und 
Handelskammer errichtet. 
58 a: eine schaft des öffentlichen Rechts. 


Die Induſtrie⸗ und Handelskammer hat die Geſamtbelange von Induſtrie, Heel und Ge⸗ 
werbe mit Ausnahme des Handwerks im Rahmen der Geſamtwirtſchaft nach sen Grund⸗ 
ſätzen wahrzunehmen. 

Die Kammer hat insbeſondere folgende Aufgaben: 

1. Die Behörden in der Förderung der Induſtrie und des Handels durch tatſächliche Mitteilungen, 
Anträge und Erſtattung von Gutachten zu unterſtützen. 

2. Sie iſt befugt, Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen, die die Förderung der Induſtrie und 
des Handels, ſowie die techniſche und geſchäftliche Ausbildung, die Erziehung und den ſittlichen 
Schutz der darin beſchäftigten Gehilfen und Lehrlinge bezwecken, zu begründen, zu unterhalten 
und zu unterſtützen. 

3. Sie kann mit Zuſtimmung des Senats Beſtimmungen über das Lehrlingsweſen erlaſſen. 

4. Sie kann mit Zuſtimmung des Senats Zuſammenſchlüſſe beſtimmter Bexufsgruppen Herbe 
führen. 

5. Sie hat jährlich bis ſpäteſtens Ende Juni über die Lage und den Gang von Induftrie und 
Handel an den Senat zu berichten. 

6. Der Kammer liegt die Auflicht über die Börſen ob, ihr kann die Aufſicht über le für In⸗ 
duſtrie und Handel beſtehende öffentliche Anſtalten übertragen werben, 
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7. Sie hat Sachverſtändige, deren Tätigkeit in SE Gebiet der Induſtrie und des Handels fallen, 
öffentlich anzuſtellen und zu beeidigen. 

8. Ihr liegt die Ausſtellung von Urſprungszeugniſſen und anderen dem Handelsverkehr dienenden 
Beſcheinigungen ſowie die Beglaubigung von Unterſchriften für den Geſchäftsverkehr, von Fak⸗ 
turen und ſonſtigen Geſchäftspapieren ob. 5 
Die Induſtrie- und Handelskammer ſoll von den Behörden in allen dieſe Zweige der Wirt⸗ 

ſchaft betreffenden Fragen gehört werden. 
8 3 1 f 

Die Induſtrie⸗ und Handelskammer kann zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs ein Ei⸗ 
nigungsamt errichten. 

Eine Strafgewalt ſteht dieſem Einigungsamt nicht zu. Das Nähere regelt das Statut der 
uud ($ 33). 

Die Induſtrie⸗ und Handelskammer kann ein Ehrengericht emſebelt das die Aufgabe 1125 Ver⸗ 
ſtöße gegen die Standes- und Berufsehre zu ahnden. 

Das Ehrengericht hat das Recht, eine Verwarnung oder einen Verweis auszuſprechen, von kauf⸗ 
männiſchen Ehrenämtern auszuſchließen und in ſchwerwiegenden Fällen oder im Wiederholungsfalle 
auf eine Geldſtrafe bis 1000 G zu erkennen. 

Gegen die Entſcheidungen des Ehrengerichts iſt die Berufung an den Set gegeben. 


II. Zuſammenſetzung der Kammer 


8 5 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammer wird von den Inhabern oder Leitern der Unternehmungen 
(Führer der Betriebe) ſowie den Angeſtellten und Arbeitern der im § 2 genannten Unternehmungen 
(Gefolgſchaft) gebildet. 
Sie hat 80 gewählte und höchſtens 20 vom Senat beſtellte Mitglieder. 


8 6 

Die Kohlen Mitglieder ſetzen ſich aus 40 Führern der Betriebe und 40 Mitgliedern der Ge⸗ 
folgſchaft zuſammen. 

Unter den 40 Führern der Betriebe len 10 der Induſtrie, 10 dem kaufmänniſchen Hilfs⸗ 
gewerbe, 8 dem Großhandel und 12 dem Einzelhandel angehören. Von den 40 der Gefolgſchaft 
zugehörigen Mitgliedern müſſen 25 dem Kreiſe der Arbeiter und 15 dem Kreiſe der 3 
entnommen ſein. 

Die Wahl zum Rummermitaie bedarf der Beſtätigung des Senats. 


8 7 
Die Wahl der Mitalieder der Kammer aus den Kreiſen der Führer der Betriebe erfolgt im 
Wahlkörper I, die Wahl der Mitglieder aus den; Kreiſen der Gefolgſchaft erfolgt im Wahlkörper II. 
Im Wahlkörper I wählen: 
1. Diejenigen Kaufleute (natürliche und juriſtiſche Perſonen), die als Inhaber einer Firma 
im Handelsregiſter eingetragen ſind, ſoweit ſie zur Gewerbeſteuer veranlagt ſind. 
2. Diejenigen ein Handelsgewerbe treibenden Geſellſchaften und Genoſſenſchaften, die im Han⸗ 
dels⸗ oder Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen ſind, ſoweit fie zur Gewerbeſteuer veranlagt 
ſind. 
3. Die Betriebe der öffentlichen Hand erwerbswirtſchaftlicher Art. 
Vom Wahlrecht und der Beitragspflicht ſind ausgeſchloſſen: | 
a) die Betriebe der öffentlichen Hand, ſoweit fie nicht erwerbswirtſchaftlicher Art find, 
b) die mit einem land- und forſtwirtſchaftlichen Betriebe verbundenen Nebengewerbe, 
c) die landwirtſchaftlichen und Handwerks⸗Genoſſenſchaften. 
Die zu b) und c) Genannten können h Zulaſſung beantragen und ſind damit wahlberechtigt 
und beitragspflichtig. . | 
Im Wahlkörper 11 Ti 
je ein Mitglied der Gefolgſchaft im Sinne der Verordnung zur Ordnung der Arbeit vom 8. Mai 
1934 (G. Bl. ©. 303) in der Faſſung der Verordnung vom 4. Juni 1934 (G. Bl. S. 447) von den 


zum Wahlkörper -I gehörigen Unternehmungen, das vom Vertrauensrat und, ſofern ein Vertrauens- 
rat nicht beſteht, von der Gefolgſchaft beſtimmt wird. 1 
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| BE | § 8 n 

Befähigt, die Wahlſtimme abzugeben, ſind Perſonen, die im Beſitze 1995 5 1 
rechte ſind, weder unter Vormundſchaft noch unter Pflegſchaft ſtehen und nicht gemäß § 12 vom 
Wahlrechte oder durch Spruch des Ehrengerichts von kaufmänniſchen Amtern ausgeſchloſſen ſind. 


§ 9 

Wahlberechtigte Perſonen, die nach den SS 7 und 8 zur Abgabe der Wahlſtimmen befähigt 
ſind, üben das Wahlrecht durch perſönliche Abgabe ihrer Stimme aus. 

Eine Vertretung bei den Wahlen findet ſtatt: 

a) für offene Handelsgeſellſchaften durch einen zur Vertretung befugten Geſellſchafter, für 
andere wahlberechtigte Geſellſchaften und juriſtiſche Perſonen durch einen ihrer geſetzlichen 
Vertreter, für Betriebe der öffentlichen Hand der von der vorgeſetzten Behörde beſtimmte 
Vertreter des Betriebes, 

b) für Perſonen, die unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft ſtehen, durch einen im Handels⸗ 
regiſter eingetragenen Prokuriſten oder, wenn ſie einen ſolchen nicht haben, durch einen be⸗ 
ſonders beſtellten Bevollmächtigten. 

§ 10 

Wer nach den beſtehenden Beſtimmungen mehrfach ſtimmberechtigt iſt, darf gleichwohl nur eine 

Wahlſtimme abgeben. 
§ 11 

Wählbar ſind Danziger Staatsangehörige, die mindeſtens 25 Jahre alt und nach den SS 7, 
8 und 9 zur Abgabe der Wahlſtimme befähigt ſind. 

In den gleichen Wahlkörper dürfen nicht mehrere Angehörige derſelben Geſellſchaft oder juriſti⸗ 
ſchen Perſon (Geſellſchafter, geſetzliche Vertreter, Vorſtandsmitglieder im Wahlkörper I) gewählt 
werden. 

§ 12 

Diejenigen Perſonen, über deren Vermögen das Konkurs- oder Vergleichsverfahren eröffnet iſt, 
ſind bis nach Abſchluß dieſes Verfahrens und diejenigen, welche ihre Zahlungen eingeſtellt haben, 
während der Dauer der Zahlungseinſtellung weder wahlberechtigt noch wählbar. 


III. Wahlverfahren 
§ 13 

Die Mitglieder der Kammer werden getrennt in den im § 7 genannten Wahlkörpern 1 und II 
in gleicher und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. 

Die Einzelheiten ſchreibt das vom Senat zu erlaſſende Statut vor. In dieſem kann auch die 
Einrichtung verſchiedener Wahlbezirke und Wahlabteilungen vorgeſehen werden. 

: § 14 
Zur Vorbereitung der Wahlen ſtellt die Induſtrie⸗ und Handelskammer zwei Liſten getrennt nach 
Wahlkörpern auf, die eine Woche lang öffentlich auszulegen ſind. Erfolgt die Wahl nach Wahlbezirken 
oder Wahlabteilungen, ſo ſind für jeden Wahlbezirk und für jede Wahlabteilung beſondere Liſten auf⸗ 
zuſtellen und auszulegen. 

Die Induſtrie⸗ und Handelskammer macht Ort und Zeit der Auslegung mit dem Hinzufügen 
bekannt, daß Einwendungen gegen die Liſten innerhalb einer Woche nach erfolgter Mais bei ihr 
anzubringen ſind. 

Nach Ablauf dieſer Friſt entſcheidet ſie über die erhobenen Einwendungen und ſtellt die Wahl⸗ 
liſten feſt. 

Gegen dieſe Entſcheidung findet innerhalb einer Woche die Beſchwerde beim Senat ſtatt. Dieſer 
name endgültig. 

§ 15 

Nach erfolgter Feſtſtellung der Wahlliſten hat für jeden Wablbrzirk bei Einrichtung der Induſtrie⸗ 
und Handelskammer ein von dem Senat, ſonſt ein von der Induſtrie⸗ und Handelskammer aus der 
Zahl ihrer Mitglieder zu ernennender Beauftragter den Wahltermin zu beſtimmen Kb deen iche be⸗ 
kanntzugeben. 

8 16 j ; 

Der Beauftragte beſtimmt zur Durchführung der Wahl einen suomenjanmes 15 SR Son 

führer ſowie je einen Stellvertreter. 5 5 


637. 


8 17 a 
Die Induſtrie- und Handelskammer hat das Ergebnis öffentlich bekanntzumachen. 
Einſprüche gegen die Wahl ſind innerhalb von zwei Wochen bei der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammer anzubringen. Der Führer entſcheidet über die Rechtmäßigkeit des Einſpruchs. Gegen ſeine 
Entſcheidung findet innerhalb von zwei Wochen die Klage beim Verwaltungsgericht ſtatt. 


Ss 18 
Die Mitglieder der Induſtrie- und Handelskammer werden jeweils auf vier Jahre gewählt. 


8 19 
Jeder in der Perſon eines Mitgliedes eintretende Umſtand, welcher dieſes, wenn er vor der Wahl 
vorhanden geweſen wäre, von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen haben würde, hat das Erlöſchen der Mit⸗ 
gliedſchaft zur Folge. 15 
Die Entſcheidung hierüber trifft der Führer der Kammer. Gegen ſeine Entſcheidung iſt die Be⸗ 
ſchwerde an den Senat zuläſſig. N 
f 8 20 
Ein Mitglied kann durch Spruch des Ehrengerichts ſeiner Mitgliedſchaft für verluſtig erklärt 
werden. Fe 
s.21 
Der Führer der Kammer kann ein Mitglied, gegen welches ein gerichtliches Strafverfahren oder 
ein Verfahren vor dem Ehrengericht der Kammer eröffnet wird, bis nach Abſchluß desſelben von 
ſeinem Amte vorläufig entheben. ; 
Gegen dieſe Entſcheidung des Führers iſt die Beſchwerde an den Senat zuläſſig. 


IV. Organe der Induſtrie⸗ und Handelskammer 
8 22 

An der Spitze der Kammer ſteht der Führer der Induſtrie⸗ und Handelskammer mit der Amts⸗ 
bezeichnung Präſident. j 

Er wird vom Senat ernannt und abberufen. f a a 

Der Führer beſtimmt aus dem Kreiſe der Kammermitglieder ſeinen Stellvertreter. 

Der Führer vertritt die Kammer nach außen. Er entſcheidet die in den Aufgabenkreis der 
Kammer fallenden Fragen und trägt allein die Verantwortung für die Tätigkeit der Kammer. Er iſt 
Dienſtvorgeſetzter der Beamten und Angeſtellten. 9 5 

5 § 23 i 

Dem Führer ſteht zu feiner Anterſtützung ein Beirat aus Kammermitgliedern zur Seite, den er 
aus den verſchiedenen Wirtſchaftsgruppen und Erwerbsformen in einer Zahl bis zu 12 Perſonen be⸗ 
ruft und abberuft. 

Der Führer kann für die Erledigung beſtimmter Angelegenheiten Ausſchüſſe aus den Mitgliedern 
der Induſtrie- und Handelskammer bilden, die ihm beratend zur Seite ſtehen. 

Im Beirat und in den Ausſchüſſen braucht das im § 6 vorgeſehene Verhältnis der Wirtſchafts⸗ 
gruppen und der Erwerbsformen nicht gewahrt zu ſein. 


8 24 
Die Mitglieder der Induſtrie⸗ und Handelskammer beraten den Führer. 5 ’ 
Der Führer hat die Mitglieder der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu einer gemeinſamen Sitzung 
nach Bedarf, jedoch mindeſtens einmal im Jahr zuſammenzuberufen. TE 
: 8 25 
Die Mitglieder verſehen ihre Geſchäfte ehrenamtlich. Nur die durch; die Exledigung einzelner 
Aufträge erwachſenden baren Auslagen können ihnen erſtattet werden. 5 
Die Vorſchriften des Abſatzes 1 gelten auch für die Teilnahme an den Sitzungen. 
Dem Führer kann eine Aufwandsentſchädigung vom Senat zugebilligt werden. 
8 26 
Die Beamten der Induſtrie⸗ und Handelskammer werden vom Senat auf Vorſchlag des Führers 
ernannt. Sie haben die Rechte und Pflichten der mittelbaren Staatsbeamten. 
ie. Angeſtellten werden nach vorheriger Einholung der Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde vom 
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V. Haushaltsplan 
a 8 
Die Induſtrie- und Handelskammer beſtimmt über den zur Erfüllung ihrer geſetzlichen Aufgaben 
erforderlichen Koſtenaufwand und ordnet ihr Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen ſelbſtändig. 
Der für das Geſchäftsjahr, das vom 1. April bis 31. März läuft, erforderliche Haushaltsplan iſt 
dem Senat zur Genehmigung vorzulegen. 
: rs 9 28 167 
Soweit die in dem Haushaltsplan veranſchlagten Koſten für die Verwaltung der Induſtrie⸗ und 
Handelskammer nicht durch beſondere Einnahmen gedeckt werden, werden ſie auf die in der Kammer 
vertretenen Unternehmungen umgelegt. 
Die Umlage wird in Form von Zuſchlägen zur Gewerbeſteuer erhoben. Der Mindeſtbeitrag be⸗ 
trägt 20 G. N 
Der Beitrag der Betriebe der öffentlichen Hand erwerbswirtſchaftlicher Art wird in einer Höhe 
feſtgeſetzt, die der Heranziehung ungefähr gleicher privatwirtſchaftlicher Betriebe entſpricht. Der Senat 
beſtimmt den hiernach auf den Betrieb entfallenden Beitrag. a b 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammer kann von ſolchen Gewerbetreibenden, die weder im Handels⸗ 
regiſter eingetragen ſind, noch zum Handwerk gehören, einen einheitlichen Grundbeitrag bis zum 
Höchſtbetrag von 6,— G erheben. Dieſe Erhebung hat zur Vorausſetzung, daß ſämtliche Einzelhändler 
zu einer Einzelhandelsvertretung auf Grund des Statuts der Kammer zuſammengefaßt ſind. 


§8 29 f a 
Das Ergebnis der Veranlagung zur Gewerbeſteuer ſowie etwa ſpäter eintretende Veränderungen 
werden von der Induftriee und Handelskammer vom Steueramt koſtenfrei mitgeteilt. 
Die Induſtrie- und Handelskammer ſtellt die Beiträge feſt. 


8 30 
Die Beiträge ſind öffentliche Laſten. Rückſtändige Beiträge werden in derſelben Weiſe wie öffent⸗ 
liche Abgaben eingezogen. N a 
Auf Erſuchen der Induſtrie⸗ und Handelskammer haben die Steuerämter die Erhebung der 
Induſtrie- und Handelskammerbeiträge zu bewirken und die Beiträge an die Kammer abzuführen. 
f : 8 31 
Einſprüche gegen die Heranziehung zu den Beiträgen ſind innerhalb von zwei Wochen nach der 
Zahlungsaufforderung bei der Kammer anzubringen, über die der Führer entſcheidet. 
„Gegen den Entſcheid findet innerhalb von zwei Wochen nach Zuſtellung die Klage beim Ver⸗ 
waltungsgericht ſtatt. 5 
Der Einſpruch hat keine aufſchiehende Wirkung. N 
Einſprüche, welche ſich gegen den dem Handelskammerbeitrag zugrunde liegenden Satz der Ge⸗ 
werbeſteuer richten, find unzuläſſig. f 
8 i 8 32 N f f 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammer it befugt, zur Deckung der Koſten von Anſtalten, Anlagen 
und Einrichtungen, die für einzelne Teile des Bezirks der Induftrie- und Handelskammer oder für ein⸗ 
zelne Betriebszweige ausſchließlich beſtimmt ſind oder ihnen vorzugsweiſe zugute kommen, die Beitrags⸗ 
pflichtigen dieſer Bezirksteile oder Betriebszweige zu beſonderen Beiträgen, die den Charakter öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Gebühren haben, heranzuziehen. Bevor ſolche Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen 
ins Leben gerufen werden, iſt den Beteiligten Gelegenheit zu geben, ſich über ihre Zweckmäßigkeit zu 
äußern. 
Zur Verwaltung ſolcher Einrichtungen ſind Vertreter der beteiligten Bezirksteile oder Betriebs⸗ 
zweige in angemeſſener Zahl heranzuziehen. FERIEN — a g 
Die auf Grund dieſer Beſtimmung getroffenen Entſcheidungen unterliegen der Genehmigung des 
Senats. 5 I ä = er F 
f f VI. Sonſtige Beſtimmungen 
5 38 — 
Die Einzelheiten der Geſchäftsführung ſowie des Wahlverfahrens ſowie die Beſtimmungen über 
die Errichtung und das Verfahren des Einigungsamts zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
und des Ehrengerichts und die Beſtimmungen über die im § 28 Abſ. 3 genannte Einzelhandels⸗ = 
vertretung ſowie ſonſtige Fragen, die nicht abſchließend in dieſer Verordnung behandelt“ find, regelt 
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ein Statut, das vom Senat auf Vorſchlag des Führers der 1 und Handelskammer erlaſſen 
wird. 

Das Statut trifft auch Beſtimmungen über die Haun 900 Senmöggtanermalbung der 
Induſtrie- und Handelskammer zwiſchen zwei Wahlen. f 
Mit dem Nag wird das Statut Beſtandteil dieſer Rechtsverordnung. 


Ss 34 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammer führt als Dienſtſiegel das Danziger e mit der 
Umſchrift „Induſtrie- und Handelskammer zu Danzig“. | 


8 Ch) 
Die Induſtrie- und Handelskammer unterliegt der Aufſicht des Senats. 
Der Senat kann die Induſtrie- und Handelskammer auflöſen. In dieſem Falle ſind Neuwahlen 
anzuordnen, die innerhalb von drei Monaten vom Tage der Auflöſung ab vorzunehmen 5 


8 36 
Dieſe Verordnung tritt 14 Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 28. Juli 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


Verordnung 


zur Errichtung der Handwerkskammer. 
Vom 28. Juli 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 71 ſowie des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: 


I. Errichtung und Aufgaben der Kammer 


§ 1 
Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wird mit dem Sitz in Danzig eine Sanbwertstanmer 
erichtet. 
Sie iſt eine e che des öffentlichen Rechts. 
f 5 2 
Die Handwerkskammer hat die Belange des Handwerkerſtandes im Le der Sn 
ſchaft nach gemeinnützigen Grundſätzen wahrzunehmen. 
Die Kammer hat insbeſondere folgende Aufgaben: 

1. Die Behörden in der Förderung des Handwerks durch tatſächliche Mitteilungen, Anträge 
und Erſtattung von Gutachten zu unterſtützen. 

2. Ihr liegt die nähere Regelung des Wehrlingsweſens und die Aufſicht über die Durchführung 
der für das Lehrlingsweſen geltenden Vorſchriften ob. 

3. Sie hat Prüfungsausſchüſſe zur Abnahme der Geſellen⸗ und Meiſterprüfungen und welle 
hin Ausſchüſſe zur Entſcheidung über Beanſtandungen von Beſchlüſſen der Pe 
ſchüſſe zu bilden. 

4. Sie hat die Aufſicht über die Innungen. 

5. Sie iſt befugt, Veranſtaltungen zur Förderung der gewerblichen, techniſchen und ſittlichen Aus⸗ 

bildung der Meiſter, Geſellen (Gehilfen) und Lehrlinge zu treffen ſowie Fachſchulen zu er⸗ 
richten und zu unterſtützen. 

6. Sie kann mit Genehmigung des Senats ſoziale Nasen und Einrichtungen für das Hand⸗ 
werk errichten und unterhalten. 

7. Sie kann Sachverſtändige, deren Tätigkeit in das Gebiet des . fällt, öffentlich 
anſtellen und beeidigen. | 

8. Sie hat das Recht, Unterſchriften zu beglaubigen. 

Die Handwerkskammer ſoll von den 3 in allen das Handwerk betreffenden Fragen 
gehört werden. 
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II. Zufammenfetzuns der Kammer 

7 8 3 F 

Die Sandwestsianner wird von den Inhabern der. Handwerksbetriebe der Freien Stadt Dana 
ſowie den in dieſen Handwerksbetrieben tätigen Geſellen gebildet. } 
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8 4 

Die Handwerkskammer ſetzt ſich aus den Obermeiſtern der Innungen und den Altgeſellen als den 
Leitern der bei den Innungen gebildeten Geſellenausſchüſſe zuſammen. 

Der Senat kann weitere Mitglieder der Handwerkskammer in einer Zahl von höchſtens ½ der 
anderen Mitglieder aus den Kreiſen der Handwerksmeiſter oder Geſellen in die Kammer entſenden. 

Die Mitgliedſchaft der Handwerkskammer erliſcht bei Innungsobermeiſtern und Altgeſellen mit 
der Beendigung ihres Amtes in der Innung oder dem Geſellenausſchuß, bei den vom Senat entſandten 
Mitgliedern mit der jederzeit zuläſſigen Rücknahme der Beſtellung durch den Senat. 


8 5 
Erſatzmänner für die Mitglieder der Kammer ſind die ſtellvertretenden Obermeiſter und die ſtell⸗ 
vertretenden Altgeſellen, die für dieſe in Behinderungsfällen und im Falle des Ausſcheidens von 
Kammermitgliedern bis zur Neubeſtimmung eines Obermeiſters oder Altgefellen gemäß der Innungs⸗ 
ſatzung eintreten. 
III. Organe der Handwerkskammer 


§ 6 

An der Spitze der Kammer ſteht der Führer des Handwerks mit der Amtsbezeichnung Präſident. 

Er wird vom Senat ernannt und abberufen. Der Führer beſtimmt ſeinen Stellvertreter aus dem 
Kreiſe der Kammermitglieder. 

Der Führer vertritt die Kammer nach außen. Er entſcheidet die in den Aufgabenkreis der 
Kammer fallenden Fragen und trägt allein die Verantwortung für ihre Tätigkeit. Er iſt Dienſtvor⸗ 
geſetzter der Beamten und Angeſtellten. 

8 7 

Die Beamten der Handwerkskammer werden vom Senat auf Vorſchlag der Kammer ernannt. Sie 
haben die Rechte und Pflichten der mittelbaren Stgatsbeamten. 

Die Angeſtellten 8 nad vorheriger Einholung der Zuſtimmung des Senats vom Führer 
angeſtellt. 

8 8 
Dem Führer ſteht ein Beirat in einer Zahl von ſechs Perſonen zur Seite, die der Führer aus 
dem Kreiſe der Kammermitglieder beſtimmt und abberuft. 

Von den ſechs Mitgliedern des Beirats ſind drei Meiſter und drei Geſellen. 

89 

Der Führer der Kammer iſt berechtigt, aus ihrer Mitte Ausſchüſſe zu bilden und mit beſonderen 

regelmäßigen oder vorübergehenden Aufgaben zu betrauen. 
8 10 

Der Mitglieder der Handwerkskammer beraten den Führer. 

Der Führer hat die Mitglieder der Handwerkskammer zu einer gemeinſamen Sitzung nach Bedarf 
mindeſtens jedoch einmal im Jahr zuſammenzuberufen. 

8 11 

Die Mitglieder des Beirats und der Kammer verſehen ihre Geſchäfte ehrenamtlich. Nur die 
durch die Erledigung einzelner Aufträge erwachſenden baren Auslagen können ihnen erſtattet werden. 

Die Vorſchriften des Abſatzes 1 gelten auch für die Teilnahme an den Sitzungen. 

Der Senat kann für den Führer des Handwerks eine Aufwandsentſchädigung feſtſetzen. 


IV. Haushaltsplan 
8 12 
Die Handwerkskammer beſtimmt den zur Erfüllung ihrer geſetzlichen Aufgaben erforderlichen 
Koſtenaufwand und ordnet ihr Kaſſen⸗- und Rechnungsweſen ſelbſtändig. 
Der für das Geſchäftsjahr, das am 1. April beginnt und am 31. März endigt, erforderliche 
Haushaltsplan iſt dem Senat zur Genehmigung vorzulegen. 
8 13 
Die aus der Errichtung und Tätigkeit der Handwerkskammer erwachſenden Koſten werden, ſo⸗ 
weit ſie nicht anderweit Deckung finden, von den Gemeinden nach näherer Beſtimmung des Senats 
getragen. Die Gemeinden ſind ermächtigt, die auf ſie entfallenden Anteile nach einem vom Senat 
zu beſtimmenden Verteilungsmaßſtabe auf die einzelnen Handwerksbetriebe umzulegen. 
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8.14 . 
Faur die Beitreihung von Beiträgen, Gebühren und Ordnungsſtrafen und die Vermögensver⸗ 
waltung ſowie die ſonſtigen Belange der Kammer finden die Beſtimmungen der 8s 89, Abi. 3 und 4, 
89a 89 b 94c und 99 der Gewerbeordnung entſprechende Anwendung. 

e eee ee en . Sonstige Beſtimmungen 

Die Handwerkskammer iſt befugt, Zuwiderhandlungen gegen die von ihr innerhalb ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit erlaſſenen Vorſchriften mit Ordnungsſtrafen bis zu 100 G zu bedrohen. Die Feſtſetzung 
dieſer Strafe erfolgt durch den Führer der Kammer. 5 


Gegen die Entſcheidung des Führers iſt die Beſchwerde an den Senat zuläſſig. 
8 16 } 
Die Behörden find innerhalb ihrer Zuſtändigkeit verpflichtet, den in Vollzug dieſer Verordnung 
an ſie ergehenden Erſuchen der Handwerkskammer und ihrer Organe zu entſprechen. 5 
75 9 17 i 
Die Einzelheiten der Geſchäftsführung ſowie nähere Beſtimmungen über die Einziehung der 
Koſten der Handwerkskammer und über die Prüfungsausſchüſſe ſowie die Regelung der ſonſtigen 
Fragen, die nicht abſchließend in dieſer Verordnung behandelt ſind, enthält ein Statut, das vom Senat 
auf Vorſchlag des Führers des Handwerks erlaſſen wird. 
Mit dem Erlaß wird das Statut Beſtandteil dieſer Rechtsverordnung. 
8 18 
Die Handwerkskammer führt als Dienſtſiegel das Danziger Staatswappen mit der Umſchrift 
„Handwerkskammer zu Danzig“. i 5 
Beeren 8 19 Er 2 
Die Handwerkskammer unterliegt der Aufſicht des Senats. Dieſer kann bei der Handwerkskammer 
einen Beauftragten beſtellen. Der Beauftragte iſt zu jeder Sitzung der Handwerkskammer und ihres 
Beirats einzuladen und muß auf Verlangen jeder Zeit gehört werden. Er kann auch an ſonſtigen 
Sitzungen, insbeſondere der vom Führer berufenen Ausſchüſſe teilnehmen. Der Beauftragte kann jeder⸗ 
zeit von den Schriftſtücken der Handwerkskammer Einſicht nehmen, Gegenſtände zur Beratung ſtellen 
und die Einberufung der Handwerkskammer und ihrer Organe verlangen. Er kann Entſcheidungen der 
Handwerkskammer und ihrer Organe, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, 
mit aufſchiebender Wirkung beanſtanden. Über die Beanſtandung entſcheidet der Senat nach Anhö⸗ 
rung der Handwerkskammer oder ihrer Organe. 
8 20 
Die Verordnung tritt 14 Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Danis, den 28. Ig 4934. 4 „ „ 4 40 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


202 Verordnung 
zur Errichtung eines Wirtſchaftsrats. 
Vom 28. Juli 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 71 ſowie des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 

Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 

Zur Beratung des Senats in Wirtſchaftsangelegenheiten und zur Herſtellung einer engen Ver⸗ 
bindung zwiſchen dem Senat und den Wirtſchaftskreiſen wird ein Wirtſchaftsrat errichtet. Dieſer hat 
insbeſondere die Aufgabe 

1. zu den ihm vom Senat unterbreiteten Fragen Stellung zu nehmen; 

2. von ſich aus Anregungen wirtſchaftlicher Art zu geben; 

3. die Fühlungnahme zwiſchen den im Gebiet der Freien Stadt Danzig beſtehenden Wirt⸗ 
8 ſchaftsfragen zu vermitteln. ” 

Der Wirtſchaftsrat iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts. 
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8 2 
Der zo kann von den zur Vertretung der Wirtſchaft beſtehenden Kammern Auskünfte 
erfordern. f 
8 3 = 
Der Wirtſchaftsrat beſteht aus 18 Mitgliedern. Mitglieder kraft Amtes find die Führer der In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammer, der Bauernkammer und der Handwerkskammer. 
Dieſe Kammern entſenden je zwei weiteren Mitglieder aus ihrer Kammer. Der Senat ernennt die 
übrigen neun Mitglieder. 2 
Die Tätigkeit der Mitglieder kraft Amtes endet mit der Beendigung ihrer Amtstätigkeit. Die 
Tätigkeit der übrigen von den Kammern entſandten Mitglieder endet, ſobald ſie aus der Kammer aus⸗ 
ſcheiden. Bei den vom Senat beſtellten Mitgliedern des Wirtſchaftsrats erliſcht ihre Tätigkeit mit dem 
Widerruf der n 
8 4 


Aus den Kreiſen der Mitglieder des Wirtſchaftsrats beſtellt der Senat den Führer des Wirt⸗ 
ſchaftsrats mit der Amtsbezeichnung Präſident. Die Beſtellung iſt widerruflich. 


Er vertritt den ee nach außen und regelt den Geſchäftsgang. 


8 5 


Der Wirtschaftsrat wird von ſeinem Führer einberufen. Der Senat kann jederzeit die Cine 
rufung des Wirtſchaftsrats verlangen. 


Der Wirtſchaftsrat kann Beratungen ohne Hinzuziehung behördlicher Vertreter abhalten. 
§ 6 
Die Tätigkeit der Mitglieder der Wirtſchaftsrats einſchließlich des Führers iſt ehrenamtlich. Der 
Senat kann für einzelne Mitglieder des Wirtſchaftsrats wie für die Geſamtheit beſondere Aufwands⸗ 
entſchädigungen feſtſetzen. 
Der Wirtſchaftsrat hat eine Geſchäftsſtelle. 


Die Koſten für dieſe Geſchäftsſtelle werden von den drei Kammern anteilig getragen. Die uf 
wandsentſchädigung für den Führer des Wirtſchaftsrats wird vom Senat gezahlt. 
’ Der e bedarf der Genehmigung des Senats. 


8 8 
Dieſe Re tritt 14 Tage nad) der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 28. Juli 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 5 


